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Minderjährige Erbin – Todesfallkapital und rückwirkende 
Geltendmachung von Sozialversicherungsansprüchen 
Sachverhalt

Ich bin Beiständin (Art. 308 Abs. 1 + 2 ZGB) der minderjährigen S.M.. Das Sorgerecht ist im Rahmen der Scheidung (2004) dem Vater übertragen worden. Die Mutter ist Ende Juni 2008 verstorben, gemäss Erbbescheinigung ist S.M. einzige gesetzliche Erbin. 
Aus einer Freizügigkeitspolice steht S.M. nach dem Ableben ihrer Mutter ein Todesfallkapital von Fr. 19'469.10 zu. Die Kindsmutter hat jahrelang Sozialhilfe bezogen, am Todestag ist ihr rückwirkend per März 2004 eine IV-Rente zugesprochen worden. Sofern der Antrag auf Ergänzungsleistungen sofort nach Erhalt der IV-Rentenverfügung gestellt wird, würde die EL ebenfalls rückwirkend ausbezahlt. Dies wäre für die Tochter S.M. von grossem Interesse, könnte die Verschuldung der Kindsmutter damit doch erheblich reduziert wenn nicht ganz aufgehoben werden. Die Mutter hat nie eine vormundschaftliche Massnahme gehabt und ist von der Suchtberatung freiwillig beraten worden. 
Fragen: 

a) Wer kann den Antrag auf EL-Leistungen für die verstorbene Mutter machen? 
(Kann die Beiständin von der VB bevollmächtigt werden und/oder wäre der 
 Vater berechtigt?)
b) Wäre im Falle einer Ausschlagung der Erbschaft auch das Todesfallkapital der Freizügigkeitspolice für S.M. ausgeschlagen?
Erwägungen
1. Mit dem Tod eines Menschen endet der zivilrechtliche Persönlichkeitsschutz 
. Mangels Rechtsfähigkeit (diese endet mit dem Tod, vgl. Art. 31 Abs. 1 ZGB) kann für die verstorbene Mutter keine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 ZGB zwecks Geltendmachung der Ergänzungsleistungen errichtet werden. 

2. Mit dem Tod geht das Vermögen des/der Verstorbenen mit allen Aktiven und Passiven auf die Erben über. Die Erben erwerben die Erbschaft als Ganzes 
(Art. 560 Abs. 1 ZGB); alle Rechte und Pflichten gehen ohne weiteres Hinzutun auf die Erben über (Art. 560 Abs 2 ZGB). Der automatische Erwerb kann einzig mit rechtzeitiger Ausschlagung verhindert werden. 
3. Alle Rechte und Pflichten, auch der Anspruch auf rückwirkende Ausrichtung von Sozialversicherungsleistungen (IV-Rente sowie Ergänzungsleistungen), gehen im Zeitpunkt des Todes automatisch auf die Erben, vorliegend die minderjährige Tochter als Alleinerbin, über 
. Die Geltendmachung der Sozialversicherungsansprüche hat entsprechend im Namen der Tochter zu erfolgen. Hierzu stehen zwei Varianten zur Verfügung: 

Variante A: Die VB kann der bereits eingesetzten Beiständin gestützt auf Art. 308 Abs. 2 ZGB die besondere Aufgabe übertragen, die Interessen von S. M. im Nachlassverfahren der verstorbenen Mutter zu vertreten. Hierzu gehört insb. die Geltendmachung der EL-Nachzahlung oder die Ausschlagung der Erbschaft. Falls das Erbe ausgeschlagen wird, muss die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde die Zustimmung zur Ausschlagung erteilen (Art. 422 Ziff. 5 ZGB).   

Variante B: Der sorgeberechtigte Vater ist gesetzlicher Vertreter von S. M. (Art. 304 ZGB). Sofern er in der Sache keine eigenen Interessen hat (wovon auszugehen ist, er hat insb. als geschiedener Ehemann der Verstorbenen keinen eigenen gesetzlichen Erbanspruch), kann er S. M. rechtsgültig vertreten. Das heisst, er kann im Namen von S. M. entweder die Erbschaft ausschlagen oder – wenn die Erbschaft angenommen wird – die Ergänzungsleistungen beantragen. In diesem Fall ist keine Mitwirkung der vormundschaftliche Behörden erforderlich 
.   
4. Ansprüche auf Sozialversicherungsleistungen erlöschen mit dem Tod einer Person. In casu wurde die IV-Rente am Todestag rückwirkend per März 2004  zugesprochen. Das bedeutet, dass die IV-Leistungen rückwirkend ab März 2004 bis Ende Juni 2008 ausgerichtet werden. Da die Verstorbene gemäss Sachverhalt jahrelang Sozialhilfe bezogen hat, wird die zuständige Behörde die IV-Nachzahlung und möglicherweise auch die EL-Nachzahlung abgetreten haben und periodengerecht mit den geleisteten Fürsorgezahlungen verrechnen.  
Ein allfälliger Restbetrag (Gesamtbetrag aus IV-/EL-Nachzahlung abzüglich seit März 2004 geleisteten Fürsorgeleistungen) fällt in den Nachlass. Je nach Vorhandensein und Höhe allfälliger Schulden muss die Ausschlagung in Erwägung gezogen werden, denn für die Erbschaftsschulden haftet die minderjährige Alleinerbin nicht nur mit dem Nachlassvermögen, sondern persönlich mit ihrem ganzen, also auch dem eigenen (nicht ererbten) Vermögen 
. 
5. Unmündige können nur durch Vertretung oder mit Zustimmung der gesetzlichen Vertretung das Erbe ausschlagen (Art. 19 Absätze 1 und 2 ZGB). Bei der Entscheidung über die Annahme oder Ausschlagung der Erbschaft handelt es sich um eine Angelegenheit, bei der die Meinung der urteilsfähigen unmündigen Alleinerbin gemäss Art. 301 Abs. 2 ZGB berücksichtigt werden soll 
. 
Die Ausschlagung ist binnen drei Monaten bei der zuständigen Behörde mündlich oder schriftlich zu erklären (Art. 567 Abs. 1 und Art. 570 Abs. 1 ZGB). Mit der Ausschlagung entfällt die Erbenstellung rückwirkend auf den Erbgang 
. Nicht betroffen von der Ausschlagung sind insb. bestimmte Versicherungsansprüche 
.  
6. Der Nachlass umfasst das gesamte Vermögen der verstorbene Person im Zeitpunkt des Todes: Alle Aktiven und Passiven, alle Forderungen und Schulden. 
Ein Recht, das durch den Tod einer Person ausgelöst wird, gehört seinem Wesen nach nicht in deren Nachlass 
. Insb. Versicherungsansprüche werden durch den Tod des Erblassers erworben und fallen grundsätzlich nicht in den Nachlass 
. Die Begünstigten erwerben mit dem Tod des Erblassers ein eigenes Forderungsrecht gegen den Versicherer, und zwar unabhängig davon, ob sie auch Erben sind oder das Erbe ausgeschlagen wird. Dies gilt insbesondere für Hinterlassenenansprüche gemäss AHVG/IVG (erste Säule),  Hinterlassenenansprüche aus der obligatorischen zweiten Säule gemäss Art. 18ff. BVG (Säule 2a) sowie Ansprüche der Begünstigten aus einem Vorsorgevertrag der überobligatorischen beruflichen Vorsorge im Bereich der zweiten Säule (Säule 2b) 
. Diese Forderungen fallen grundsätzlich nicht in den Nachlass, was bedeutet, dass sie weder mit allfälligen Erbschaftsschulden verrechnet noch von der Ausschlagung betroffen sind. 
Wird die Austrittsleistung auf eine Freizügigkeitspolice übertragen, ist dieser Fall gleich zu behandeln wie wenn sich die versicherte Person noch in einem Vorsorgeverhältnis befinden würde 
.
7. Das im Sachverhalt erwähnte Todesfallkapital der Freizügigkeitspolice wird durch den Tod der Mutter ausgelöst und gehört grundsätzlich nicht in den Nachlass und steht der minderjährigen S. M. in jedem Fall zu, und zwar nicht in ihrer Eigenschaft als Erbin sondern als Begünstigte der Freizügigkeitspolice. Dieser Betrag steht S. M. zu, auch wenn sie das Erbe ausschlägt, und ist in jedem Fall geltend zu machen. Sicherheitshalber sind die Reglemente und Verträge der Freizügigkeitspolice beizuziehen, um definitiv bestimmen zu können, ob diese Leistungen nicht in den Nachlass fallen. 
Fazit: 
Beantwortung der Frage a): 
Für den Fall, dass das Erbe nicht ausgeschlagen wird, können sowohl die Beiständin (vorausgesetzt ist ein entsprechender Auftrag der VB; eine allfällige Ausschlagung bedarf der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde) sowie der Vater (keine besondere Voraussetzung nötig) die Interessen von S. M. im Nachlassverfahren vertreten, wozu auch die Geltendmachung der Ergänzungsleistungen gehört. 
Beantwortung der Frage b):
Das Todesfallkapital aus der Freizügigkeitspolice gehört nicht zum Nachlass und steht S. M. in jedem Fall zu (auch wenn das Erbe ausgeschlagen wird). Analog der Beantwortung der Frage 1 kann dieser Anspruch durch die Beiständin (vorausgesetzt ist ein entsprechender Auftrag der Vormundschaftsbehörde) oder den Vater (Vertretungsrecht nach Art. 304 ZGB) geltend gemacht werden. 
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� Vgl. Christian Brückner, Das Personenrecht des ZGB, Zürich 2000, N. 71 zum 3. Kapitel. 


� Rz. 7031 WEL (Wegleitung über die Ergänzungsleistungen, abzurufen unter � HYPERLINK "http://www.sozialversicherungen.admin.ch/storage/documents/1637/1637_2_de.pdf" ��http://www.sozialversicherungen.admin.ch/storage/documents/1637/1637_2_de.pdf� ): �„ Nach dem Tode der anspruchsberechtigten Person können ihre Rechtsnachfolger die Nachzahlung der EL (…) innert 6 Monaten seit der Zustellung der IV-Verfügung verlangen. Die Nachzahlung fällt an die Erbmasse. Auf dieselbe Weise ist bei der nachträglichen Vergütung der Krankheitskosten zu verfahren (vgl. Rz 5034 WEL).“





� Art. 304 Abs. 3 ZGB, vgl. auch Thomas Geiser in BSK ZGB I, N 11 zu Art. 421/422 ZGB.


� Art. 603 ZGB; vgl. auch Jean Nicolas Druey, Grundriss des Erbrechts, Stämpfli 2002, N 9 zu § 4; �  und Ivo Schwander in BSK ZGB II, N 8 zu Art. 560 ZGB. 


� Ivo Schwander in BSK ZGB II, N 5 zu Art. 566 ZGB.


� Druey, a. a. O., N 42 zu § 15. 


� Z. B. BGE 112 II 38ff. (Anspruch einer Witwe ggü. Personalfürsorgestiftung des verstorbenen Ehemanns). 


�  Druey, a. a. O., N 27 zu § 13.


�  Vgl. Daniel Staehelin in BSK ZGB II, N 4 zu Art. 476 ZGB, vgl. auch Urteil Bger 5C.165/2001. 


� Daniel Staehelin in BSK ZGB II, N 4 zu Art. 476 ZGB. Zum Ganzen auch: Druey, N 27 zu § 13 mit Verweisen, insb. auf Thomas Geiser in Druey/Breitschmid, Güter- und erbrechtliche Planung, Bern 1999, S. 87ff., 2.18.-2.22.


� Vgl. Daniel Staehelin in BSK ZGB II, N 20 zu Art. 476 ZGB, analog.
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